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Vorwort



Die ldee für die vorliegende Arbeit entstand im Rahmen von Vorbereitungen für Gutachten sowie Stellungnahmen für Genehmigungsverfahren für den Netzausbau zur Einbindung regenerativer Erzeugungsleistungen in die Hochspannungsnetze verschiedener deutscher Netzbetreiber - auch solche der Netze BW GmbH Stuttgart, welche alle mit einer Nennspannung von 110 Kilovolt (kV) betrieben werden. In zahlreichen, regional voneinander unabhängigen Gebieten müssen bestehende Leitungsanlagen und Umspannwerke verstärkt, oder sogar neu gebaut werden, um die seit der Energiewende in 2011 entstehenden regenerativen Erzeuger in die verschiedenen Stromnetze und Spannungsebenen einzubinden. Manche Bürger halten sowohl den Bau solcher Erzeugungsanlagen als auch den dafür notwendigen Netzausbau zum Anschluss derselben für unnötig und organisieren Protestbewegungen gegen diese Vorhaben. Die Widerstände werden im Rahmen von behördlich vorgeschriebenen Genehmigungsverfahren offiziell in die Verfahren eingebracht und postulieren hauptsächlich gesundheitliche Argumente. Die so eingespeisten gesundheitlichen Bedenken sollen Totschlagargumente gegen den jeweiligen Netzausbau darstellen und diesen verhindern. Da diese Argumente vielschichtig sind und sowohl von Laien als auch den verfahrensdurchführenden Behörden hinsichtlich ihrer Relevanz oft nicht eingeordnet und bewertet werden konnen, entstand die ldee diese Argumente und Argumentationsketten unter dem Gesichtspunkt des wissenschaftlichen Erkenntnisstandes zu evaluieren und in einer Arbeit darzustellen, um allen Beteiligten eine übersichtliche Einordnung auf wissenschaftlicher Basis zu ermöglichen.


Für die Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Elektropathologie möchte ich mich herzlich bedanken. Mein besonderer Dank gilt Herrn Prof. Dr. Eduard David für die Anregung zu dieser Arbeit.


Auch möchte ich mich bei meiner Familie für die Gewährung von Freiräumen zur Erstellung dieser Arbeit herzlich bedanken.





Kurzfassung:



Die lnauguraldissertation evaluiert Postulate bzgl. der Wirkung elektrischer und magnetischer Niederfrequenzfelder auf den Menschen, welche oft zur Verhinderung des regenerativen Stromnetzausbaus in Genehmigungsverfahren eingespeist werden.


Anhand der aktuellen Gesetzgebung, Grenzwertempfehlung und -festlegung sowie der wissenschaftlichen Erkenntnis werden die Postulate betrachtet und auf wissenschaftliche Grundlagen zurückgeführt. Die Ergebnisse werden ausführlich und nachvollziehbar hergeleitet und beschrieben.


Die Dissertation bringt Transparenz in die vielfältigen, an Gesundheitsthemen geknüpfte Argumente und deckt unwissenschaftliche Argumentationen auf. So bietet sie dem Leser die Möglichkeit unwissenschaftlichen Postulaten mit wissenschaftlicher Erkenntnis zu begegnen.


Insbesondere werden das deutsche Schutz- und Vorsorgekonzept zur Wahrung der körperlichen Unversehrtheit, Schwellenwerte sowie kausale Wirkungen beschrieben. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Evaluation der Studien zu postulierten Beeinflussungen von Rindern und Kühen durch Feldeinwirkung von Hoch- und Höchstspannungsleitungen, zu möglicher lonen- und Aerosolbildung sowie den zahlreichen Studien bzgl. Kinderleukämie. Ebenso werden den passiven und aktiven Körperimplantaten unterstellte unzulässige Beeinflussungen durch Niederfrequenzfelder evaluiert.


Die Evaluation über alle Themengebiete zeigt, dass elektrische und magnetische Niederfrequenzfelder von Leitungen und Anlagen zum Transport, zur Verteilung und Umspannung elektrischer Energie keine Gesundheitsgefahren, oder gesundheitlichen Beeinträchtigungen darstellen. Auch nach über 40 Jahren intensiver Forschung konnten keine kausalen Wirkungsmechanismen gefunden werden.


Die Ausführungen eignen sich auch als Argumentationshilfe und Nachschlagewerk für wissenschaftlich nicht so lief mit dem Themengebiet vertraute Personen.





1. Veranlassung der Arbeit


Der Beschluss der Abschaltung der deutschen Kernkraftwerke in 2011, die noch in 2011 erste Abschaltwelle von ca. der Hälfte der Kernkraftwerke, die Abschaltung der restlichen Kernkraftwerke bis 2022 sowie die Substitution durch erneuerbare Erzeugungsanlagen, bedingen im Sinne einer sicheren Versorgung mit elektrischer Energie zukünftig Einspeiseschwerpunkte an ganz anderen Stellen im Versorgungsnetz als bisher. Dieser Paradigmenwechsel wird durch den geforderten Ausstieg aus fossilen Kraftwerken noch verstärkt.


Diese neuen Anforderungen an die Stromnetze haben zur Folge, dass die bisherigen Einspeisepunkte dort, wo Großkraftwerke bisher ins Stromnetz eingespeist haben, ihre Bedeutung verlieren, weil immer mehr regenerative Erzeugungsanlagen (Wind, Sonne, Biomasse, etc.) nun direkt dort ins Stromnetz einspeisen, wo sie errichtet und betrieben werden. So stehen Windkraftanlagen z. B. an exponierten Höhenlagen sowie Photovoltaikanlagen im Bereich großer Freiflächen, wo bisher noch kein Stromnetz vorhanden war, oder allenfalls ein Netzausläufer mit geringem Leitungsquerschnitt abgeschiedene Kunden versorgt hat. Diese in wenigen Jahren gewachsene Anforderung, dass nun an nicht leistungsstarken Stellen im Stromnetz zukünftig starke Einspeiser zur Verfügung stehen, stellt die seit dem vorletzten Jahrhundert gewachsene Konstellation deutscher Stromnetze und die Netztopologie total auf den Kopf. Die Stromnetze müssen zukünftig in allen Spannungsebenen die wachsende Anzahl regenerativer Einspeiser und die durch sie zur Verfügung gestellte Leistung auch an bisherigen Netzausläufern aufnehmen und weiterleiten können. Ebenfalls muss der Transport und die Verteilung der elektrischen Energie in entfernte Netzgebiete und Leistungsbedarfs- bzw. Abnahmegebiete realisiert werden, um so einer regionalen, defizitären Leistungsversorgung vorzubeugen. Dies hat sowohl die Verstärkung bestehender Netze als auch die Errichtung neuer Netze zur Folge. Netzausbauaktivitäten in allen Spannungsebenen sind die Folge dieses Paradigmenwechsels in der Erzeugungsphilosophie und -strategie.


Während die Politik und der Grorßteil der Bürger in 2011 und noch einige Jahre danach stillschweigend davon ausgegangen sind, dass nach dem Beschluss des Ausstiegs aus der Kernkraft der erforderliche Netzausbau zur Einspeisung neuer regenerativer Erzeugungsanlagen selbstverständlich ist, formierten sich ab ca. 2015 Widerstände in der Bevölkerung sowohl gegen den nun erforderlichen, sog. regeneraliven Netzausbau, als auch gegen die seit vielen Jahrzehnten bewährten Technologien der Stromspeicherung, z. B. mittels dem Bau neuer Speicherseen und dazugehöriger Kraftwerke.


Der Scope in dieser Arbeit wird ausschlielßlich auf den Stromnetzausbau sowie auf gesundheitsbezogene Argumente gelegt, welche Netzausbaugegner zur Verhinderung solcher Projekte ins Feld führen. Dabei ist nicht selten zu beobachten, dass Netzausbaugegner mit der Verhinderung des Baus neuer Stromleitungen und Umspannwerke, oder deren Verstärkung, eigentlich nur den Bau bzw. die Inbetriebnahme von Windparks, oder großen Photovoltaikparks, verhindern wollen, indem sie meinen, dass wenn der Stromanschluss dieser Anlagen verhindert werden kann, dann eben auch diese regenerativen Erzeugungsanlagen nicht gebaut werden dürften, oder sogar wieder rückgebaut werden müssten.


Gleichgültig, ob Netzausbaugegner nur die Errichtung neuer regenerativer Erzeugungsanlagen verhindern wollen, indem sie gegen bestehende Stromleitungen und Umspannanlagen opponieren, oder ob neue bzw. zu verstärkende Stromleitungen selbst der Stein des Anstoßes sind, fast immer werden zahlreiche gesundheitliche Bedenken als Begründung angeführt, welchen es an Ideenreichtum und Phantasie nicht mangelt. Oft sind gesundheitliche Bedenken in den angeführten Argumenten nicht immer sofort zu erkennen, weil diese Argumente eigentlich viel tiefer verwurzelt in anderen Themenbereichen ansetzen, und erst auf den zweiten Blick erkennbar wird, dass die Basis des angeführten KO-Arguments quasimedizinischer, oder gesundheitlicher Natur ist bzw. sein soll.





2. Ziel der Arbeit


In der vorgestellten Arbeit werden die von Gegnern des regenerativen Stromnetzausbaus angeführten Argumente, welche in irgendeiner Form sich auf das Thema Gesundheit beziehen, aufgegriffen und erstmals gesämtheitlich evaluiert. Netzausbaugegner gehen davon aus, dass sie hauptsächlich mit Themen und Fragestellungen, welche die Gesundheit von Personen bzw. Menschen gefährden könnten, den dringend erforderlichen Netzausbau verhindern, oder zumindest verzögern können. Themenstellungen, welche die Gesundheit oder sonstige Fragestellungen bei Tieren betreffen bzw. beeinflussen könnten (z. B. den Orientierungssinn von Bienen oder Zugvögeln) werden im Rahmen dieser Arbeit nicht betrachtet, da sie einen eigenen Themenkomplex darstellen und den quantitativen Umfang dieser Arbeit sprengen würden.


Die Evaluation der von Netzausbaugegnern geltend gemachten Themen zur menschlichen Gesundheit werden in dieser Arbeit anhand des wissenschaftlichen Erkenntnisstands bewertet bzw. an den gesetzlichen Bestimmungen gespiegelt, welche ebenfalls auf dem Stand von Wissenschaft und Forschung basieren. Da zum Themenkomplex elektrischer und magnetischer Felder und damit möglichen bzw. einhergehenden gesundheitlichen Einwirkungen auf den menschlichen Organismus weltweit über 25.000 Studien existieren, werden in dieser Arbeit zum einen nur die Studien und Veröffentlichungen betrachtet, welche sich auf die von den Netzausbaugegnern vorgebrachten Postulate und deren wissenschaftliche Klarstellung beziehen, zum anderen werden zur Evaluation der Postulate wegen der Fülle an existierenden Veröffentlichungen nur die aussagefähigsten oder neuesten Studien betrachtet und zitiert sowie gepoolte Analysen verwendet. Obwohl deshalb nicht alle zu einem Thema existierenden Veröffentlichungen genannt werden können, bemüht sich die vorliegende Arbeit um eine möglichst große Transparenz sowie wissenschaftliche Neutralität, sodass dem Argument einer tendenziösen Evaluation vorgebeugt werden kann.


Das Ziel der Arbeit ist zum einen, Transparenz in die vielfältigen und oft verworrenen Argumente sowie unwissenschaftlichen Argumentationsketten zu bringen, und andererseits eine seriöse Antwort auf die angeführten unwissenschaftlichen Postulate zu geben, welche dann z. B. vom Vorhabenträger in die Genehmigungsverfahren zum regenerativen Netzausbau eingespeist werden können. Ebenfalls soll die vorliegende Arbeit eine Orientierungshilfe für die verfahrensdurchführende Behörde im Entscheidungsprozess von Netzausbauvorhaben darstellen und so zu einer konformen sowie rechtssicheren Bewertung beitragen.


Schlussendlich soll mit dieser Arbeit das in Deutschland teilweise surreal entstandene Bild der wisssenschaftlichen Erkenntnis bzgl. diesem Themengebiet durch ein umfassendes Gesamtdokument wieder zurecht gerückt werden, und der Thematik wieder die wissenschaftliche Sichtweise und der Stellenwert geben werden, welche ihr eigentlich zusteht, nämlich die wissenschaftliche Sichtweise wieder in den Focus von Entscheidungen und Beurteilungen bzgl. dem regenerative Netzausbau und den dafür notwendigen Genehmigungen zu stellen.





3. Netze, Spannungsebenen und feldrelevante Asset in Deutschland


Das deutsche Stromnetz wird von verschiedenen Netzbetreibern betrieben und unterscheidet sich in seiner Aufgabenstellung durch verschiedene Spannungsebenen.


Das europaweit verbundene Transport- bzw. Übertragungsnetz wird mit einer Nennspannung von 380 kV (kV = Kilovolt; 1 kV = 1.000 V) von 4 Netzbetreibern (sog. Übertragungsnetzbetreiber) betrieben, und wegen der hohen Spannung auch als Höchstspannungsnetz bezeichnet. Es realisiert den länderübergreifenden Energietransport und –austausch elektrischer Energie und übertragt auch innerhalb von Deutschland elektrische Energie über weite Strecken. Alle dem Übertragungsnetz untergeordneten Spannungsebenen stellen das Verteilnetz dar, welches in Deutschland durch über 900 Verteilnetzbetreiber und Stadtwerke betrieben wird.


Betrachtet man vom Übertragungsnetz herkommend die darunter liegenden Spannungsebenen, so ist zunächst das 110-kV-Netz in Umspannwerken mittels Transformatoren mit dem Übertragungsnetz verbunden (siehe Grafik 1). Das 110-kV-Stromnetz, auch Hochspannungsnetz genannt, ist ein regionales Verteilnetz, welches elektrische Energie im Bereich zwischen ca. 20 bis 70 km Entfemung verteilt und über weitere nachgeordnete Umspannwerke an die untergeordnete Mittelspannungsebene weiterleitet, welche in den Spannungsebenen 10, 20, oder 30 kV die elektrische Energie im Entfemungsbereich von wenigen Kilometern weiterverteilt. Die im Mittelspannungsnetz zur Verfügung gestellte elektrische Energie wird sodann in sog. Netzstationen (auch Umspannstationen oder Ortsnetzumspannstationen genannt) mittels einem Transformator in die haushaltsübliche Versorgungsspannung von 400 Volt bzw. 230 Volt umgewandelt. Diese Spannungsebene wird als Niederspannung bezeichnet. Von den Netzstationen ausgehend, werden dann Wohngebäude sowie nicht energieintensive Gewerbebetriebe mittels sog. Niederspannungsleitungen angeschlossen und mit elektrischer Energie versorgt.


In allen Spannungsebenen wird die elektrische Energie mit Leitungen transportiert bzw. verteilt. Die hierbei eingesetzte Technik sind Freileitungen oder im Erdreich verlegte Kabel (Erdkabel), wobei letztere im Höchstspannungsnetz aus technischen und wirtschaftlichen Gründen noch nicht etabliert sind.


Regenerative Erzeugungsanlagen speisen je nach Technik und Leistung in Niederspannungs-, Mittelspannungsnetze, oder in das Hochspannungsnetz ein. Die elektrische Energie wird hierbei mittels Freileitungen oder Erdkabel verteilt und weitergeleitet. Nachfolgende Grafik zeigt die verschiedenen Netzebenen und deren elektrische Verbindungen mittels Transformatoren.
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Grafik 1: Netzebenen und elektrische Verknüpfungen








4. Gesetzliche Regelungen und Anforderungen zum Schutz und zur Vorsorge der Bevölkerung in Deutschland vor unzulässigen niederfrequenten elektrischen und magnetischen Emissionen und lmmissionen durch Anlagen der öffentlichen Stromversorgung



4.1 Technische Innovation und zunehmende Bedenken


Seit der Entdeckung der Elektrizität und ihrer Gesetzmäßigkeiten im vorletzten Jahrhundert hat sich deren Beherrschung und technische Nutzung kontinuierlich weiterentwickelt, und so das Leben der Menschen in allen Erdteilen bis zum heutigen Tag nachhaltig verändert und revolutioniert. Zu den schon immer auf der Erde vorhandenen natürlichen, quasi statischen elektrischen und magnetischen Feldern kamen im letzten Jahrhundert durch den zunehmenden Einsatz elektrischer Technologien in rasch wachsender Zahl anthropogene Gleich- bzw. Wechselfelder im Wohnbereich, an Arbeitsplätzen und in der Umwelt hinzu. Bei den Wechselfeldern im Bereich der Hochfrequenz kommen immer vielfältigere Technologien mit immer häheren Frequenzen zur Anwendung.


Ohne elektrische Energie und ihre vielfältigen Anwendungsformen wäre der heutige Lebensstandard nicht möglich geworden, wenn man an die Erleichterungen durch elektrische Geräte im Haushalt, als auch im beruflichen sowie medizinischen Umfeld denkt. So sind komplizierteste Ablauf- und Arbeitsprozesse beherrschbar und ganz neue diagnostische und therapeutische Möglichkeiten eröffnet worden. Auch die Verbreitung und Nutzung moderner Kommunikationsmittel seit Ende des letzten Jahrhunderts und die damit einhergehende Mobilität und Freizeitgestaltung besitzen in unserer heutigen Gesellschaft einen hohen Stellenwert.


Neben dieser positiven, heute als Selbstverständlichkeit angesehenen technischen Entwicklung, werden in den Industrieländern zunehmend auch eventuelle negative Auswirkungen der elektrischen Revolution bzw. die durch die Nutzung der elektrischen Anlagen und Geräte verursachten Immissionen diskutiert. In den Fokus der öffentlichen Diskussion geraten hierbei gerade in den letzten Jahren die als Elektrosmog bezeichneten Auswirkungen elektrischer, magnetischer und elektromagnetischer Felder.


Obwohl bereits in der letzten Dekade des vergangenen Jahrhunderts in verschiedenen technischen Normen und Richtlinien Grenzwerte zur Vermeidung gesundheitlicher Beeinträchtigungen festgelegt wurden, und Deutschland als erster Staat in der Europäischen Union ab 1997 mit der „Sechsundzwanzigste Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BlmSchV)” [1] Grenzwerte bezüglich elektrischer, magnetischer und elektromagnetischer Felder verbindlich festgeschrieben hat, existieren immer noch Ängste in weiten Teilen der Bevölkerung. Nicht selten wird dabei in der Öffentlichkeit eine intensive und kontroverse Diskussion geführt, die aus mangelnder Fachkenntnis bzw. Unkenntnis der technischen und biologischen Zusammenhänge vorhandene irrationale Ängste weiter verstärkt, anstatt sie durch seriöse Aufklärung zu mindern versucht. Auch um diese Ängste hinsichtlich des notwendigen Netzausbaus zur Einbindung regenerativer Erzeugungsanlagen abzubauen, hat der Gesetzgeber in 2013 die 26. BlmSchV novelliert und durch zusätzliche Schutz- bzw. Vorsorgemarßnahmen ergänzt, welche im internationalen Vergleich einmalig sind. So verfügte der Gesetzgeber, neben der Verpflichtung zur Überlagerung niederfrequenter Felder mit bestimmten hochfrequenten Feldern hinsichtlich der Einhaltung eines Gesamtgrenzwertes, seit März 2016 mittels der „Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BlmSchV (26. BlmSchVVwV)“ [2] zusätzlich noch die Minimierung niederfrequenter elektrischer und magnetischer Felder (im weiteren Text auch als „EMF“ bezeichnet).


Trotzdem stellen oft ein Informationsdefizit, oder mangelndes Vertrauen in die Grenzwerte bzw. Expositionsbereiche, gleichermaßen die Ursache für offen ausgesprochene sowie im Verborgenen gehegte Ängste dar und führen nicht selten zu Bedenken bzw. zum Widerstand gegen Netzausbaumarßnahmen.


 



4.2 Wahrnehmung der Fürsorgepflicht des Gesetzgebers


Im Grundgesetz garantiert der deutsche Staat in Artikel 2, Absatz 2, das Recht auf körperliche Unversehrtheit für jeden Bürger [3]. Insofern muss der Gesetzgeber auch bezüglich elektrischer, magnetischer und elektromagnetischer Expositionen Instrumente schaffen, die gewährleisten, dass Personen zu keinem Zeitpunkt unzulässig hohen Expositionen ausgesetzt sein können, also nicht gefährdet sind. Die Gewährleistung dieses Schutzes vor Gefährdung realisiert der Gesetzgeber durch die Festsetzung von verbindlichen Grenzwerten.




Schutzkonzept: Schutz vor Gefährdung durch Festlegung und Einhaltung von Grenzwerten





Solche Grenzwerte beruhen in einer wissenschaftlich orientierten und sachbezogenen Gesellschaft sowie einem Rechtsstaat immer auf der Erkenntnis und Sachlage wissenschaftlicher Forschung, d. h. sind wissenschaftlich hinreichend untermauert und die Forschungsergebnisse sind reproduzierbar und kausal.


So bilden die auf der Grundlage gesicherter wissenschaftlicher Erkenntnis veröffentlichten Grenzwertempfehlungen aus dem letzten Jahrzehnt des vorherigen Jahrhunderts für niederfrequente 50-Hz-Felder mit 5 kV/m und 100 µT auch heute noch ein aktuelles, wissenschaftlich fundiertes und absolut sicheres Schulzniveau. Diese Grenzwertempfehlungen wurden veröffentlicht von der




	International Commission on Non-Ionizing Radiation Protection (ICNIRP) im sog. ICNIRP-Guideline 1998 [4];


	Europäischen Union in der EU-Ratsempfehlung 1999/519/EU [5];





Auf Grundlage der zwischen 2008 - 2010 gesichteten neueren Literatur und allen vorhandenen Studienergebnissen sowie deren Bewertung veröffentlichte die der Weltgesundheitsorganisation (WHO) nahestehende ICNIRP im Oktober 2010 einen überarbeiteten EMF-Guideline und kam zu einer Grenzwertempfehlung für 50-Hz-Felder von 200 µT [6].


Zusätzlich zum Schutz vor Gefährdung durch die Einführung verbindlicher und sicherer Grenzwerte ist es jeder Regierung bzw. dem Gesetzgeber freigestellt, weitere Maßnahmen zur Reduktion von Expositionen zu benennen, welche dann im Sinne der Vorbeugung und Vorsorge einen noch höheren Sicherheitsfaktor zu eventuell bereits bekannten gesundheitsrelevanten Effekten darstellen, oder aber einfach nur beruhigender wirken, weil die Zahlenwerte dann noch weiter unterhalb der Grenzwerte liegen.


Solche Vorsorgemaßnahmen trifft der Gesetzgeber z. B., weil




	die wissenschaftliche Erkenntnislage noch nicht stabil ist, oder


	trotz intensiver Forschung noch kein Wirkungszusammenhang gefunden werden konnte, oder


	bzgl. einem Sachverhalt noch keine kausale Erklärung bekannt ist, oder


	ein scheinbar gefundener Zusammenhang zwischen Exposition und Wirkung nicht reproduzierbar ist, oder


	große Sorgen in der Bevölkerung bzgl. dem Einsatz einer bestimmten Technologie bestehen, oder


	die Akzeptanz einer Technologie in der Bevölkerung nicht gegeben ist.
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